
Es w äre falsch, in diesem Zusam m enhang von 
Staatskapitalism us zu sprechen, wie der bayerische 
M inisterpräsident Dr. Hoegner es tat. Das ist deshalb 
falsch, weil in den Landes- und Provinzialverw altungen 
nicht V ertre ter des G roßkapitals sitzen, sondern die 
demokratischen Selbstverw altungsorgane werden von 
w irklich antifaschistisch-dem okratischen K räften  ge­
leitet, die die G arantie bieten, daß die Betriebe, deren 
Besitzer die Landesverw altung ist, w irklich im In te r­
esse des Volkes arbeiten. Es ist deshalb richtig , von 
einer demokratischen W irtschaftsordnung zu sprechen.

W as ist der grundsätzliche Unterschied gegenüber 
der faschistischen K riegsw irtschaft? Der Unterschied 
besteht darin, daß nicht m ehr die M onopolkapitalisten, 
die K riegsinteressenten in S taa t und W irtschaft be­
stimmen, sondern V ertre ter des w erktätigen Volkes. 
Indem  die Großbetriebe der K riegsinteressenten in die 
Hände der Landesverw altungen übergehen und die 
Finanzpolitik  von den Landesbanken geleitet wird, ist 
es möglich, die W irtschaft in den Dienst des Volkes zu 
stellen. U nter der Kontrolle der V ertre ter der W erk­
tätigen  kann die V erteilung der W aren und die P re is­
bildung durchgeführt werden.

Die F ortschritte  im sowjetisch besetzten Gebiet be­
weisen, daß es un ter den Bedingungen der Besatzung 
und im Kähmen der Potsdam er Beschlüsse durchaus 
möglich ist, die Demokratie zu entfalten, Brot und 
A rbeit fü r das Volk zu sichern und die geistige Neu­
geburt unseres Volkes durchzuführen.

Wenn von einigen Leuten in kritischer Weise er­
k lä r t wird, daß ja  die sowjetischen Besatzungsbehör­
den diese demokratische Entwicklung gefördert haben, 
so können wir n u r sagen: Uns. dem deutschen Volke, 
ist es nur angenehm, wenn die Besatzungsbehörden die 
demokratische Entw icklung und den neuen w irtschaft­
lichen Aufbau fördern. (Beifall.) Den betreffenden H er­
ren, die hier K ritik  üben, kann ich nur  sagen, daß die 
deutschen Bauern erfreu t darüber gewesen sind, daß 
die Besatzungsorgane die Bodenreform gefördert haben.
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